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1. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Die im Plan entsprechend gekennzeichnete Fläche ist gemäß BauGB §9 (1) Nr.5 als Fläche für den Gemeinbedarf sowie für Sport festgesetzt.
Zulässig sind: 
- Dorfgemeinschaftshaus im Sinne einer Mehrzweckhalle
- Sportlerheim, Sanitäranlagen
- Stellplätze und Zufahrten

1.2 Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Die Zahl der Vollgeschosse ist mit 1 (I) als Höchstmaß festgesetzt.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 festgesetzt. 

1.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 18 BauNVO)
Die maximal zulässige Traufhöhe (TH) beträgt 6,50 m. Unterer Bezugspunkt ist das Straßenniveau der Erschließungsstraße „Kirchweg“ an der 
Gebäudemitte.Die Traufhöhe wird gemessen zwischen dem unteren Bezugspunkt und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante
der Dachhaut.
Für Nebengebäude, Garagen und Carports gilt: maximale Firsthöhe: 4,00 m, maximale Traufhöhe: 3,20 m

1.4 Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
Stellplätze und deren Zufahrten sind nur innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Stellplatzflächen zulässig.

1.5 Gestaltung nicht überbauter Grundstücksflächen (§9 Abs. 4 BauGB)
Nicht überbaute Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für Stellplätze, Zufahrten oder sonstige Erschließungsflächen benötigt werden, 
als Grünflächen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.

1.6 öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung (§9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Die im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Grünflächen sind entsprechend ihrer Zweckbestimmung Sportplatz bzw. Spielplatz zu 
entwickeln und zu unterhalten.

1.7 Leitungsrecht (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Die im Bebauungsplan gekennzeichnete Fläche ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der Verbandsgemeindewerke Aar-Einrich zu belasten.
Innerhalb der mit Leitungsrechten belasteten Flächen sind bauliche Anlagen sowie tiefwurzelnde Bepflanzungen unzulässig, sofern sie den
Bestand, Betrieb oder die Unterhaltung der Leitungen beeinträchtigen können.
Die Zugänglichkeit der Leitungen für Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten ist dauerhaft sicherzustellen.

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (gem. §9 (4) BauGB i.V.m. §88 (6) LBauO

 
2.1 Dachformen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)
Für die Hauptgebäude sind nur geneigte Dächer zulässig. Die Dachneigung für die geneigten Dächer, wie z.B. Satteldach, Walmdach, 
Zeltdach oder höhenversetztes zweiseitiges Pultdach ist mit 10° - 35° festgesetzt. 
Garagen, Carports und bauliche Nebenanlagen sind in ihrer Dachneigung und Dachform frei. Flachdächer sind mit einer Kiesschicht zu 
versehen oder zu begrünen.

 
2.2 Fassaden (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)
Für die Fassadengestaltung sind Naturfarbtöne unter Verwendung natürlicher Baustoffe wie Putze, Naturstein und Holz zulässig. 
Großflächige Glasflächen zur ausreichenden natürlichen Belichtung der Innnenräume sind ebenfalls zulässig. Nicht zulässig sind 
Kunststoff- oder Metallverkleidungen.

 
2.3 Gestaltung befestigter Flächen (§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 LBauO)
Stellplätze, Zufahrten, Wege, Hofflächen, etc. sind als wasser- und luftdurchlässige Flächen auszubilden, sofern andere Rechtsvorschriften 
nicht die Verwendung versiegelter Beläge vorschreiben. Als Befestigungen sind z.B. breitfugiges Pflaster, Schotterrasen, Rasengittersteine 
oder andere wasserdurchlässige Oberflächenmaterialien zulässig.

 
2.4 Gestaltung nicht überbauter Grundstücksflächen (§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 3 und Nr. 7 LBauO)
Innerhalb des Geltungsbereichs sind die Flächen zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft, sowie die tatsächlich nicht 
überbauten Grundstücksflächen - also auch die innerhalb der überbaubaren Flächen - als Garten-/Grünflächen anzulegen.
Für eine Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern sind ausschließlich heimische Laubgehölze zu verwenden (Artenauswahl gemäß 
Pfanzliste siehe Begründungsanhang). Schottergärten sind nicht zulässig.

 
2.5 Einfriedungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)
Die Höhe von Einfriedungsmauern wird auf maximal 2,00 m begrenzt.

 
3. Landschaftsplanerische Festsetzungen
 
3.1 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (§9 (1) Nr. 25a BauGB)
Die in der Planurkunde ausgewiesenen Flächen zur randlichen Eingrünung sind mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Ziel ist ein 
geschlossener Bewuchs zur freien Landschaft hin. Die Artenauswahl muss gem. Pflanzliste im Begründungsanhang erfolgen.

 
Hinweise
Der Wurzelbereich von bestehenden und neu zu pflanzenden Bäumen ist auf einer Fläche von 2,5 m x 2,5m bei Bäumen II. Ordnung 
und 3,0m x 4,0m bei Bäumen I. Ordnung von Überbauung und Versiegelung freizuhalten bzw. freizulegen. Zulässig sind z.B. Schotterrasen,
großfugiges Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decken und andere wasserdurchlässige Materialien.

 
Zur Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes sollte der Rückschnitt bzw. die Entnahme von Gehölzen ausschließlich im Zeitraum 
vom 01. Okt. eines Jahres bis zum 01. März des jeweiligen Folgejahres erfolgen.

 
Es wird empfohlen, das anfallende Niederschlagwasser in Zisternen aufzufangen und zur Gartenbewässerung zu nutzen. Die Zisterne soll 
eine Mindesgröße von 6m³ erhalten. Der Überlauf der Zisterne kann an den örtlichen Kanal im Trennsystem angeschlossen werden.

 
Den Bauunterlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan und ein Bepflanzungsplan beizufügen.

 
Nach § 15 der LBauO müssen Gebäude so errichtet werden, dass in einem Brandfalle u.a. auch wirksame Löscharbeiten möglich sind. 
Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind in einem Abstand von maximal 100m so anzuordnen, dass sie nicht zugestellt werden
können und jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Unterflurhydranten sind durch Hinweisschilder gem. DIN 4066 gut sichtbar zu 
kennzeichnen.

 
Gemäß §§16-21 des Denkmalschutzgesetzes Rheinland-Pfalz (DSchG RLP) besteht die Meldepflicht von Bodendenkmäler bzw. 
archäologischen Funden. Der Beginn von Erdarbeiten ist rechtzeitig (2 Wochen vorher) den Dienstellen bekannt zu geben, Anzeige des 
Baubeginns an Erdgeschichte@gdke.rlp.de oder 026166753032 sowie an landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de oder 026166753000.
 
Bei allen Bodenarbeiten, auch bei Bau- und Unterhaltungs- u. ggf. Ausgleichsmaßnahmen, sind die Vorgaben nach „ 202 BauGB in 
Verbindung mit DIN 18915 und 19731 sowie die Forderungen des Bodenschutzes (BBodSchG und BBodSchV) zu beachten. 
Die Anforderungen der DIN 1054, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 4020 und DIN 4124 an den Baugrund sind zu beachten.
Es werden Untersuchungen des Baugrunds bezüglich evtl. Altlasten, der Standsicherheit und der Grundwasserverhältnisse empfohlen. 

 
Radon: Der geologische Untergrund des Baugebiets wird von devonischen Schiefer und Grauwacken gebildet.
Aufgrund dieser geologischen Untergrundsituation im und um das Plangebiet kann ein erhöhtes Radonpotential nicht ausgeschlossen 
werden. Im Planungsbereich wird vom Bundesamt für Strahlenschutz (Bfs) ein Radonkonzentration von 38,7 kB/m³ prognostiziert. 
Bei der konkreten Bauplanung und Bauausführung ist dies zu beachten. Das Bfs empfiehlt bei der Planung von Neubauten, diese so zu 
errichten, dass eine Radonkonzentration in Innenräumen von über 100 Bq/m³ im Jahresmittel vermieden wird.
Ebenso wird empfohlen, die lokale Radonsituation im Rahmen des Baugrundgutachtens zu bewerten. Darüber hinaus verweisen wir, 
hinsichtlich einzuhaltender präventiver Radonschutzmaßnahmen bei der Errichtung von Neubauten, auf § 123 Strahlenschutzgesetz 
(StrlSchG).
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1.  Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017
     (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8.08.2020.
2.  Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
     21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), in der derzeit geltenden Fassung.
3.  Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365) 
      in der derzeit geltenden Fassung. 
4.  Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (FemO) vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153)  
      in der derzeit geltenden Fassung.
5.  Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz
     - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. I S. 2542, Inkraft getreten am 01.03.2010), 
     in der derzeit geltenden Fassung.
6.  Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 28.09.2005 (GVBI 2005, S. 387)
     neugefasst am 06.10.2015 (GVBI. S. 283), in der derzeit geltenden Fassung.
7.  Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
     Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18.12.1990 (BBGI. 1991 I S. 58),   
     in der derzeit geltenden Fassung. 
8.  Landesstraßengesetzt - LStrG vom 01.08.1977 (GVBI. S. 23), in der derzeit 
     geltenden Fassung.
9.  Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBI. I S 2585), in der derzeit
      geltenden Fassung.
10. Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG -)
      in der Fassung vom 14.07.2015, in der derzeit geltenden Fassung.
11. Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159), in der derzeit
      geltenden Fassung.
12. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17.05.2013 (BGBI. I S. 1274),
      in der derzeit geltenden Fassung. 
13. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), neugefasst durch 
      Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. I S. 94), in der derzeit geltenden 
      Fassung.
14. Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998, in der derzeit
      geltenden Fassung. 

1 AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Gemeinderat hat am 23. April 2024 gemäß §2 (1) BauGB
die Aufstellung des Bebauungsplans "Sport- und Gemeindezentrum" 
beschlossen.
Der Beschluss wurde am 22. Mai 2024 ortsüblich bekannt gemacht.
 
 
 
Berndroth, den ......................
 
 
 
                                                          ................................................... 
                                                          Dienstsiegel/ Bgm. Rainer Mohr

3 BETEILIGUNGSVERFAHREN
Der Bebauungsplanentwurf einschließlich der Textfestsetzungen hat mit
der Begründung gemäß § 3(2) BauGB für die Dauer eines Monats in der 
Zeit vom .............. bis ................... öffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am ................ mit dem Hinweis 
ortsüblich bekannt gemacht, dass Anregungen währen der Auslegefrist 
vorgebracht werden können. Die berührten Träger öffentlicher Belange
wurden mit Schreiben vom ................ unter Fristsetzung bis ..................
gemäß § 4 (2) BauGB beteiligt.
 
 
Berndroth, den ......................
                                                                ..................................................
                                                                Dienstsiegel/ Bgm. Rainer Mohr

2 FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG
Der Bebauungsplan-Vorentwurf wurde am........................ vom 
Ortsgemeinderat gebilligt.
Über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde im Verfahren 
nach §13b BauGB gemäß §13a (3) Nr. 2 BauGB informiert.
 
Die öffentlliche Auslegung des Bebauungslan-Entwurfes 
gem. §3 (2) BauGB wurde am ...................... beschlossen.
 
Berndroth, den ......................
 
 
                                                          ...................................................
                                                          Dienstsiegel/ Bgm. Rainer Mohr

4 SATZUNGSBESCHLUSS
Der Ortsgemeinderat hat am ................... den Bebauungsplan gemäß
§ 24 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz vom ...................... und
gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.

Berndroth, den ......................

                                                            ................................................... 
                                                             Dienstsiegel/ Bgm. Rainer Mohr

5 AUSFERTIGUNG 
Es wird bescheinigt, dass der Bebauungsplan, bestehend aus neben-
stehender Planzeichnung und den textlichen und zeichnerischen Fest-
setzungen, Gegenstand des Planaufstellungsverfahrens war, gemäß 
Satzungsbeschluss vom ..................... mit dem Willen des Ortsgemeinde-
rats übereinstimmt und dass die für die Normgebung gesetzlich vorge-
sehenen Verfahrensschritte und -vorschriften eingehalten wurden.

Der Plan wird hiermit ausgefertigt.

Berndroth, den ......................
                                                                 ................................................... 
                                                                 Dienstsiegel/ Bgm. Rainer Mohr

6 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG/ INKRAFTTRETEN
Die ortsübliche Bekanntmachung nach Maßgabe des § 10(3) BauGB wird angeordnet .
 
 
Berndroth, den ......................
                                                   
                                                    ................................................................. 
                                                    Dienstsiegel/ Bürgermeister Rainer Mohr
 
 
Der Beschluss des Bebauungsplans ist am ............................ gemäß §10 (3) BauGB ortsüblich bekannt gemacht 
worden mit dem Hinweis, dass die Planunterlagen während der Dienststunden in der Verwaltung für die Öffentlichkeit 
zur Einsichtnahme bereitgehalten werden.
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in Kraft getreten.
 
 
Berndroth, den ......................
                                                   
                                                    .................................................................
                                                    Dienstsiegel/ Bürgermeister Rainer Mohr
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